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Bern, 30. Oktober 2019 

 
Q&A zur Europäischen Beschäftigungs- 
vorgabe 
 
 
 
1. Ist die EBV Planwirtschaft? 

Nein, es gibt keine staatliche Planung. Über die Investitionen oder Arbeitszeitverkürzun-
gen verhandelt die Konzernleitung mit den Vertreter/innen der Arbeitnehmenden und wei-
teren Stakeholdern. Das Beschäftigungsziel ist vergleichbar mit dem Inflationsziel der EU 
(unter aber nahe 2 Prozent).1 Oder wie andere Regulierungen, beispielsweise im Umwelt-
bereich, mit denen externalisierte Kosten internalisiert werden. 
 

2. Braucht es nicht eine Steuerung der Investitionen / des induzierten Wachstums 
Richtung Ökologie und Nachhaltigkeit? 
Die Investitionen werden mit Vertreter/innen der Arbeitnehmenden und weiteren Stakehol-
dern verhandelt. Es sind dezentrale Vereinbarungen, die getroffen werden. Diese können 
Investitionen Richtung ökologisches und nachhaltiges Wachstum vorsehen. Werden die 
zusätzlichen Stellen ausschliesslich durch eine Verkürzung der Arbeitszeit bei gleichblei-
bendem Lohn geschaffen, dann ist das Wachstum zudem gering.  
 

3. Warum hat die Verteilungsgerechtigkeit in diesem Vorschlag Vorrang gegenüber 
einem ökologischeren Null-Wachstums-Ansatz? 
Tendenziell haben Personen aus unteren Einkommensschichten einen niedrigeren ökolo-
gischen Fussabdruck als Gutverdienende, weil sie weniger konsumieren können (z.B. 
Fliegen). Es wäre zynisch, wenn gut situierte Personen den Armen sagen, dass sie nicht 
mehr konsumieren dürfen, weil dies ökologisch problematisch sei. Die Unterschichten sind 
für die ökologischen Anliegen wenig aufgeschlossen, da sie existenzielle Sorgen haben. 
Dennoch sind Geringverdienende gemäss einer niederländischen Studie stark von Mass-
nahmen für den Klimaschutz betroffen.2 Wenn die Lasten des Klimaschutzes zu stark auf 
die Unterschichten abgewälzt werden, wenden sie sich denjenigen Parteien zu, die explizit 
ökologische Massnahmen bekämpfen. 
 

4. Würde die Nachfrage dann auch tatsächlich im erwarteten Umfang den Investitionen 
folgen? Sie könnte hinterherhinken oder geringer ausfallen als erwartet.  
Wenn ein Unternehmen keine steigende Nachfrage erwartet, wird es die EBV per Arbeits-
zeitverkürzung (zu gleichbleibendem Lohn) umsetzen. Die Arbeitszeitverkürzung steigert 
die Attraktivität des Unternehmens auf dem Arbeitsmarkt, womit es besser gelingt Talente 
anzuziehen. Die Unternehmen werden sich überlegen, ob sie ihren Gewinn eher mittels 
Investitionen oder Arbeitszeitverkürzungen maximieren können und meistens eine pas-
sende Kombination daraus wählen. 
 

5. Finanzaufwand für Investitionen: Würden alle Firmen die benötigten Kredite erhal-
ten? 
Die Umsetzung der EBV wird primär aus den laufenden Erträgen finanziert. In einer ersten 
Phase verringert sich gar der Anreiz, manuelle Arbeit zu automatisieren. Kredite müssen 
tendenziell nur für Erweiterungsinvestitionen zur Ausdehnung der Produktion oder For-
schung aufgenommen werden. Eine Firma wird nur dann die Produktion oder Forschung 

                                                 
1 EZB, Geldpolitik, https://www.ecb.europa.eu/ecb/tasks/monpol/html/index.de.html 
2 Junge Welt, Die Kleinen zahlen drauf, https://www.jungewelt.de/artikel/326894.die-kleinen-zahlen-
drauf.html?sstr=arme Prozent7Cniederlanden 
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erweitern, wenn diese als profitabel angesehen wird. Profitable Grossunternehmen erhal-
ten in aller Regel die benötigten Kredite. Falls die Ertragskraft einer Unternehmung nicht 
ausreicht, um die EBV umzusetzen und sie Verluste schreibt, wird sie von der Umsetzung 
der EBV befreit. 
 

6. Wie finanzieren die Unternehmen die Umsetzung der Beschäftigungsvorgabe? 
Ein Teil der Umsetzung der Beschäftigungsvorgabe wird durch die tieferen staatlichen Ab-
gaben für die Arbeitslosenversorgung und -integration finanziert. Zur Finanzierung des 
verbleibenden Teils hat ein Unternehmen drei Möglichkeiten: 
■ Ausweitung von Produktion und Umsatz 
■ Erhöhung der Preise für ihre Produkte und Dienstleistungen 
■ Reduktion der Gewinnquote zu Gunsten der Lohnquote 

 
7. Effekte der Produktivitätszunahme (darunter Digitalisierungseffekte) wirken doch 

gegen die EBV, da diese ebenfalls kompensiert werden müssten? 
Die Produktivitätszuwächse wirken in einer ersten Phase gegen die Beschäftigung, die 
EBV kann dennoch weiterhin umgesetzt werden und zwar per Investitionen in neue Ge-
schäftsfelder oder Arbeitszeitverkürzung bei gleich bleibendem Lohn. 
 

8. Warum gelten Unternehmen schon ab 250 Mitarbeitende als Grossunternehmen? 
Könnte die Grenze nicht auch bei 1‘000 Beschäftigten angesetzt werden? 
Betriebsstätten gelten bei der Statistik von Eurostat und BFS ab 250 Mitarbeitenden als 
Grossunternehmen. Häufig bestehen Unternehmen aus mehreren Betriebsstätten. Es gibt 
laut Statistik 38‘000 Betriebsstätten in Europa, gegenüber den rund 500 Mio. Konsumen-
ten und Konsumentinnen. Würden Grossunternehmen erst ab einer Anzahl Beschäftigten 
von 1‘000 von der EBV erfasst, würde sich die Zahl der Unternehmen relativ betrachtet 
viel stärker verringern als die Zahl der Beschäftigten.  
 

9. Führt der Vorschlag nicht zusätzlich eine Art Mindestlohn ein? 
Nein, mit der EBV ist kein Mindestlohn verknüpft. Die EBV stärkt aber die Verhandlungs-
position der Arbeitnehmenden, denn die Unternehmen sind verpflichtet die Personalaus-
gaben zu erhöhen. Die Personalausgaben steigen relativ betrachtet gleich stark wie die 
Anzahl Stellen.  
 

10. Deutschland hat praktisch Vollbeschäftigung. Die EBV führt somit doch zu gravie-
rendem Fachkräftemangel und/oder zu Zuwanderung? 
Deutschland hat einen hohen Niedriglohnsektor mit prekären Arbeitsstellen. Beschäftigte 
aus dem Niedriglohnsektor würden eine Stelle bei Grossunternehmen finden. Im Zuge der 
Umsetzung der EBV würden Konzerne in die Qualifizierung von Beschäftigten investieren 
und die Anstellungsbedingungen verbessern.  
Falls das Potenzial des heutigen Niedriglohnsektors in Deutschland durch Qualifizierung 
ausgeschöpft ist, werden die deutschen Konzerne in anderen Ländern der EU Arbeitsstel-
len schaffen, z.B. in Rumänien und Bulgarien, wie sie es jetzt schon tun. «7500 Firmen mit 
deutscher Kapitalbeteiligung operieren vor Ort, in den vergangenen Jahren haben sie 
nach Angaben der deutschen Auslandshandelskammer in dem Land mehr als 250.000 
neue Jobs geschaffen.»3 Die EBV wird zudem private Bildungsinitiativen begünstigen. Ins-
besondere in Staaten mit tiefen Löhnen und mit geringem finanziellem Spielraum können 
betriebliche Bildungsinitiativen Lücken schliessen und für mehr Wohlstand sorgen. Bei-
spielsweise greifen schweizerische Firmen der MEM-Industrie in Indien auf das private 
Programm von SkillSonic zurück.4  

                                                                                                                                                      
3 Spiegel, http://www.spiegel.de/wirtschaft/unternehmen/rumaenien-deutsche-firmen-investieren-
wirtschaft-boomt-a-1180955.html 
4 SkillSonics, http://skillsonics.com/ 
5 Wirtschaftskammer Österreich, Leistungsbilanzsalden, http://wko.at/statistik/eu/europa-
leistungsbilanzsalden.pdf 
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11. Wenn die Rendite in den Grossunternehmen geringer wird, sind dann nicht auch die 

Pensionskassen negativ davon betroffen, weil ihre Gelder dort angelegt sind? 
Das System der Pensionskassen basiert auf einer kapitalistischen Tischlein-deck-dich 
Ideologie. Die Arbeitnehmenden werden per Pensionskasse zu einer kapitalistischen 
Denkweise gezwungen, die den eigentlichen Arbeitnehmendeninteressen entgegenste-
hen. Wenn eine volkswirtschaftlich sinnvolle und verteilungsgerechte Massnahme das 
Pensionskassensystem in Frage stellt, heisst das nicht, dass die Massnahme schlecht ist, 
sondern, dass das Rentensystem ungenügend ist und angepasst werden muss. Das mas-
sive Ansparen im Kapitaldeckungsverfahren führt zu instabilen Ungleichgewichten unge-
achtet einer Einführung der EBV. Das stabilere Umlageverfahren muss als Altersversor-
gung gewählt oder ausgebaut werden. Eine langfristig niedrige Arbeitslosigkeit sollte zu-
dem tendenziell stabilisierend auf das Finanzsystem und damit auch auf das Pensions-
kassensystem einwirken. 
 

12. Warum sieht die EBV keine gleichmässige Verteilung der Care-Arbeit vor? 
Ein Grossunternehmen kann die EBV mittels Arbeitszeitverkürzung umsetzen. Unter den 
Begriff Arbeitszeitverkürzung fallen Massnahmen, um die Care-Arbeit aufzuwerten wie El-
ternzeit, Zeit für die Pflege von Angehörigen und weiteren. Mittels gut ausgebauter Ange-
bote zur Care-Arbeit wird ein Unternehmen als Arbeitgeberin attraktiver. Private Heime 
und Spitäler, die Gewinn erwirtschaften, sind zudem auch der EBV unterstellt, was auch 
die berufliche Care-Arbeit stärken wird. 
 

13. Mit einer EBV wandern Grossunternehmen doch in andere Kontinente ab? 
Die Exportquote der EU in Länder ausserhalb der EU lag bei 12 Prozent der Wirtschafts-
leistung. Steigende Personalausgaben verringern den Exportüberschuss durch steigende 
Arbeitskosten und steigern den Handel innerhalb der EU durch die steigende Konsum-
nachfrage. Die Grossunternehmen müssen auf dem europäischen Binnenmarkt präsent 
sein, denn die EU bildet einen grossen Binnenmarkt mit über 500 Mio. Konsumenten und 
Konsumentinnen. Falls ein Unternehmen die EBV nicht umsetzt, muss es entweder eine 
Busse bezahlen oder wird vom europäischen Markt ausgeschlossen. 
 

14. Warum kommt ein solcher Vorschlag aus der Schweiz? 
Die Schweiz ist politisch, gesellschaftlich und wirtschaftlich hochgradig vernetzt mit Euro-
pa. Statt ein sehr grosses Interesse an einer politisch stabilen, prosperierenden und sozia-
len Europäischen Union. Das Problem der Arbeitslosigkeit und der damit verbundenen 
schlechten Entwicklung der Löhne in Europa betrifft auch die Schweiz. Erstens destabili-
siert das Problem der Arbeitslosigkeit die europäischen Demokratien, was die Verhand-
lungspolitik erschwert (Brexit), zweitens hemmt es die europäische Konjunktur, was die 
Exportmöglichkeiten für Schweizer Firmen hemmt und drittens führt die Arbeitslosigkeit in 
der EU zu Push-Migration, die in der Schweiz den Arbeitsmarkt unter Druck setzen kann 
(insbesondere in Grenzregionen). Wenn die Problematik der europäischen Arbeitslosigkeit 
und der damit verbundenen schlechten Lohnentwicklung gelöst werden kann, verbessert 
sich auch die Situation der Arbeitnehmenden in der Schweiz, ob die Schweiz die EBV 
übernimmt oder nicht. 
 

15. Nimmt Europa keinen grossen wirtschaftlichen Schaden mit einer EBV? 
Die Arbeitslosigkeit (AL) lag im November 2017 bei 7.3 Prozent. Mit der EBV wird eine Ar-
beitslosenquote von 2 Prozent toleriert. Also müssen durch die EBV 5.3 Prozent der 
Lohnabhängigen in Grossunternehmen aufgenommen werden. Zusätzlich vielleicht noch 3 
Prozent der Arbeitnehmenden, die heute unterbeschäftigt sind, sich in prekären Anstellun-
gen befinden oder sonst nicht in den Arbeitslosenzahlen enthalten sind. Insgesamt müs-
sen ca. 8.3 Prozent aufgenommen werden – beispielsweise über 5 Jahre. Falls nur die 
Kosten steigen würden, ohne zusätzliche Produktion und Nachfrage und die Unternehmen 
die Kosten voll den Konsumenten und Konsumentinnen verrechnen könnten, würden sich 
die volkswirtschaftlichen Kosten bei einer Lohnquote von 65 Prozent bei 5.4 Prozent be-
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laufen, was über 5 Jahre verteilt einer zusätzlichen Inflation von 1.1 Prozent pro Jahr ent-
spricht. Mässigend auf die Inflation wirkt ein, dass die Sozialabgaben aufgrund tieferer Ar-
beitslosigkeit sinken und angenommen wird, dass die Unternehmen einen Teil der Ge-
winnquote abgeben müssen (durch Konkurrenz mit KMU sowie Aussenhandel). Die Infla-
tion über 5 Jahre verteilt, wird bei unter einem Prozent pro Jahr liegen. Ein Inflationsschub 
in dieser Grössenordnung ist bis auf weiteres erwünscht. Der Leistungsbilanzsaldo der EU 
lag in den Jahren 2015 bis 2018 bei stabilen geschätzten +1.9 Prozent bis +2.1 Prozent5. 
Ideal wären 0 Prozent, was heisst, dass die europäischen Produkte auch auf dem Welt-
markt etwas teurer werden können. Die USA weist seit ca. 20 Jahren einen negativen 
Leistungsbilanzsaldo aus, China will durch Stärkung der Binnenwirtschaft den Leistungsbi-
lanzüberschuss reduzieren.  
 

16. Warum ist der Staat kein Adressat der EBV? 
Es ist die Absicht, dass die EBV die Staaten entlastet und die Grossunternehmen in die 
Pflicht nimmt. Manche Staaten wie Griechenland oder Italien sind finanziell zu schwach, 
um in den ersten Jahren der EBV einen massiven Stellenaufbau zu finanzieren. 
 

17. Sinkt damit nicht Arbeitsproduktivität? 
Angenommen, die EBV wird ausschliesslich über Arbeitszeitreduktion umgesetzt: Die Pro-
duktion bleibt dann die gleiche, wie auch die geleisteten Arbeitsstunden. Die Arbeitspro-
duktivität pro Stunde bleibt damit gleich. Der geleistete Output pro Kopf sinkt jedoch, da 
die Produktion durch die erhöhte Anzahl Arbeitnehmenden geteilt wird. 
 

18. Und warum kommt ein solcher Vorschlag von der Unia? 
Ein so grosser Arbeitsmarkt wie jener der EU mit Ländern, die grosse wirtschaftliche und 
soziale Unterschiede aufweisen, kann nur funktionieren, wenn er stark reguliert ist. Wenn 
es in Europa Vollbeschäftigung gibt, dann bedeutet dies auch was die Menschen in ihrem 
Land Arbeit finden und nicht wandern müssen. Und nicht zuletzt suchen die Gewerkschaf-
ten auch immer nach Wegen, wie der Internationalismus verstärkt werden kann. 
 

19. Woher stammt die Bezeichnung EBV? 
Dies ist eine neue Bezeichnung für ein neues politisches Konzept. Auf Französisch kann 
man es mit «objectifs en matière d’emploi européenne» oder «objectif de référence euro-
péen en matière d’emploi» OEE übersetzen. Auf Englisch mit «European Employment 
Guideline» und auf Italienisch mit «direttiva europea per l’occupazione» übersetzen. 

 
Für Rückfragen:  
Beat Baumann, Fachsekretär Ökonomie, Christoph Bucheli, Fachsekretär Unternehmensanalysen:  
info@jobs-before-profit.eu 
 


